


N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am


19. September 1991

Rathaus, Ratssaal






Öffentliche Sitzung  

Beginn: 15.10      Uhr




                        Ende: 19.49      Uhr

Sitzungsunterbrechung:


17.24 Uhr bis 17.56 Uhr

Vorsitz:


Stadtpräsidentin Reyer

1. Schriftführer/in:


Frau Schalow




Herr Kühlmorgen

2. Schriftführer/in:


Frau Helmig

Ratsmitglieder :


Frau Aschmoneit-Lücke, Biallowons, Breitkopf, 

Diekelmann, Diesel, Diester, Dittrich, Finger, Gebhardt, Gerdau, Dr. Graner, Dr. Haass, 




Frau Hanowski-Zabel, Frau Jöhnk, Kaiser,

Frau Krabbenhöft, Krumrey, Frau Kühl, Kühlmorgen, Frau Lange, Frau Lebert, Frau Lentz, 




Frau Lindner, Löwner, Moriz, Nieländer, 




Frau Nitschke-Frank, Frau Pfitzner, Plath, 

Frau Potjans, Raupach, Dr. Reimers, Frau Reyer, Rogacki, Frau Schalow, Schmidt-Brodersen, 

Frau Schuckenböhmer, Schultz, Frau Siebke, Silz, Sonderfeld, Stein Tewes, Tovar, Voigt, 




Frau Volquartz, Witt, Wulff, Wunder 

Es haben sich entschuldigt:  

Herr Biallowons, Herr Diester, Herr Dr. Graner, Frau Jöhnk, Herr Kaiser, Frau Kühl, Herr Moriz, Herr Plath, Frau Potjans, Frau Schattke,




Frau Volquartz

Anwesende hauptamtliche 

Magistratsmitglieder:


Stadtbaurat Dr. Flagge,




Bürgermeister Dr. Möllenhoff,

Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Dr. Kirschnick, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter, Stadtschulrat Zimmer

Es haben sich entschuldigt:  
Oberbürgermeister Luckhardt

Stadtbaurat Dr. Flagge

Außerdem sind anwesend:


Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und 

weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel  

Die Niederschrift 

wurde gefertigt von:


Herrn Thode (Hauptamt)  

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und teilt mit, daß sich 11 Ratsmitglieder entschuldigt haben, so daß insgesamt 38 Ratsmit​glieder anwesend sein müßten.


Sie stellt die Beschlußfähigkeit fest.

Vor Eintritt in die Tagesordnung spricht Stadtpräsidentin   R e y e r  (SPD) Dankesworte an den Kieler Umweltschützer und Mitglied im Umweltaus​schuß Ralf Schmitt, der nach 60 Tagen aus der Haft in Malaysia entlassen worden ist.

Ralf Schmitt hat als Mitglied der Umweltschutzorganisation Robin Wood gegen die Abholzung des Tropenwaldes und gegen die Zerstörung des Lebensraums des Nomadenvolkes der Penan protestiert.

Die Stadt Kiel hat sich gemeinsam mit dem Auswärtigen Amt für eine Freilas​sung von Ralf Schmitt eingesetzt und sich auch direkt an den Ministerpräsi​denten von Malaysia gewandt. Dennoch mußte Ralf Schmitt seine Haftstrafe vollständig verbüßen.


Er hat schwere persönliche Einschränkungen auf sich genommen, um auf die


Zerstörung der Umwelt aufmerksam zu machen.


Ralf Schmitt scheidet heute aus dem Umweltausschuß aus, wird sich aber wei-


ter für die Sache des Umweltschutzes einsetzen.


Stadtpräsidentin Reyer (SPD) wünscht ihm für die Zukunft alles Gute.

2. Feststellung und Verpflichtung von 2 neuen Ratsmitgliedern

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) trägt vor, die Ratsherren Jörn Gerdau und Arne Wulff haben schriftlich mitgeteilt, ihre Ratsmandate mit Ablauf des Monats August 1991 niederzulegen.


Ihre Tätigkeit ist bereits in der letzten Sitzung gewürdigt worden.


Der Oberbürgermeister hat als Gemeindewahlleiter mit Schreiben vom 2. Sep-


tember 1991 mitgeteilt:

"Als Nachfolgerin für den ausgeschiedenen Ratsherrn Jörn   G e r d a u  habe ich die in der Liste der Christlich-Demokratischen Union Deutschlands unter laufender Nr. 18 aufgeführte



Frau Helga   H e l m i g



Kieler Kamp 83, 2300 Kiel 14


festgestellt."


Mit Schreiben vom 3. September 1991 wurde mitgeteilt:

"Als Nachfolger für den ausgeschiedenen Ratsherrn Arne   W u l f f   habe ich den in der Liste der Christlich-Demokratischen Union Deutschlands unter laufender Nr. 19 aufgeführten



Herrn Rainer   T s c h o r n



Blücherstraße 25, 2300 Kiel 1


festgestellt."

Die Annaheerklärungen von Frau Helmig und Herrn Tschorn sind am 3. Septem​ber 1991 beim Wahlleiter eingegangen.


Damit sind Frau Helmig und Herr Tschorn von diesem Tage an Mitglieder der


Ratsversammlung.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) verpflichtet Frau Helmig und Herrn


Tschorn mit folgendem Text:

"Ich verpflichte Sie gemäß § 33 V der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein auf die gewissenhafte Erfüllung Ihrer Obliegenheiten und führe Sie in Ihre Tätigkeit ein."

2. a) Umbesetzung im Präsidium der Ratsversammlung

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) schlägt vor, die unter 8. g) vorge​sehene Wahl von Ratsfrau Helmig zur 2. stellvertretenden Schriftführerin der Ratsversammlung bereits jetzt vorzunehmen, damit Frau Helmig ihr neues Amt sofort übernehmen kann.



Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

8. g) Umbesetzung im Präsidium der Ratsversammlung            - Drs. 595 ​



hier: 2. stellvertretender Schriftführer



Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Arne Wulff wird Ratsherrin Helga Helmig 2. stellvertretende Schriftführerin in der Ratsversammlung.



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

3. Bürgeranfragen

a) Nutzung des Gebäudes Poppenkamp 2                        - Drs. 608 -



Hierzu liegt folgende Bürgeranfrage von der



Freien Pfadfinderschaft Schleswig-Holstein



Gau Jomsburg e. V. vor:

Die "Freie Pfadfinderschaft Schleswig-Holstein - Gau Jomsburg" ist ein Zusammenschluß junger Menschen, die sich die ethische, demokratische und lebensnahe Erziehung Kinder und Jugendlicher zu verantwortungsbewußten und toleranten Mitbürgern durch Ausführung und Unterstützung pfadfinde​rischen Gedankengutes zum Ziel gesetzt haben.



Seit 1976 ist unser Pfadfinderbund stetig bemüht, in der außerschuli-



schen Jugendarbeit diesem Anspruch gerecht zu werden.

Zur Zeit finden in unseren Gruppen annähernd 200 Jugendliche in Eckern​förde, Dänisch-Nienhof und nicht zuletzt in Kiel eine Möglichkeit der sinnvollen Freizeitgestaltung.

Die 50 Pfadfinder der Kieler Ortsgruppe beschäftigt seit einigen Wochen ein besonderes Problem: Von 1976 bis 1988 wurde unsere Jugendarbeit in einem vom Sportamt der Stadt Kiel zur Verfügung gestellten Gebäude ge​leistet. Während unserer Sommerfahrt 1988 wurde dieses durch Brandstif​tung zerstört. Alle Bemühungen etwas Neues zu finden, waren zunächst er​folglos; dies führte dazu, daß viele, insbesondere jüngere Kinder, die Gruppe verließen. Obwohl wir mit Hilfe der Presse und dem Liegenschafts​amt der Stadt Kiel im Januar 1989 die alte Turnhalle der Grundschule Poppenbrügge in Kiel-Kronsburg als neues Domizil fanden, löste sich die Gruppe beinahe auf, da für die meisten Eltern der Anfahrtsweg zu weit war. Im Laufe der letzten zwei Jahre änderte sich so der Einzugsbereich, so daß unsere Pfadfinder heute zu 80 % aus dem Süden Kiels kommen. Mit

einem erheblichen Zeit- und finanziellen Aufwand haben die Jugendlichen das städtische Gebäude in Eigenleistung so renoviert und umgebaut, daß sie eine enge Beziehung hierzu entwickelt haben. Da Jugendarbeit - so wie wir sie definieren - nicht nur in Räumen praktiziert werden kann, waren wir sehr froh, daß an das Gebäude im Poppenkamp 2 direkt der alte, nur noch gelegentlich vom TSV Kronsburg genutzte Schulsportplatz an​schließt. Und damit ist der eigentliche Kernpunkt unseres Problemes er​faßt. Von einem Elternteil erfuhren wir von der Absicht der Stadt, auf gerade diesem Platz Wohncontainer für Asylanten zu errichten. Um eventu​ellen Spekulationen vorzubeugen, die Jomsburgpfadfinder sind in keiner Weise intolerant oder gar ausländerfeindlich; wir sehen nur unter den oben genannten Aspekten unsere Jugendarbeit gefährdet. Da wir leider keine weiteren Informationen haben - als unmittelbare Nachbarn sind wir weder unterrichtet worden noch haben Anfragen an verschiedensten Stellen der Stadtverwaltung eine Klärung herbeigeführt - möchte ich Sie im Namen der Jugendlichen, des Vorstandes sowie der Elternschaft bitten, folgende Fragen zu beantworten:

1. Ist es richtig, daß die Stadt Kiel auf dem alten Sportplatz der Grundschule Poppenbrügge Wohnconstainer für Asylanten (Familien?) er​richten will?

2. Inwieweit sind Alternativen bezüglich der Standortfrage geprüft wor​den?

3. Inwieweit ist für die Zukunft die weitere Nutzung des Gebäudes im




Poppenkamp 2 für unsere Jugendarbeit gefährdet?

Gibt es Planungen, die eine plötzliche Kündigung des unbefristeten! Mitvertrages als Konsequenz nach sich ziehen?

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn sobald als möglich eine Klärung herbeige​führt werden könnte.

Der Magistrat hat in seiner Sitzung am 18. September 1991 die nachgehef​tete Antwort mit folgender Ergänzung beschlossen: Unter 1) werden nach dem Wort "Poppenkamp" die Wörter "nicht auf dem Sportplatz selbst" ein​gefügt.



Beschluß: B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

4. Aktuelle Stunde


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) trägt vor, auf Antrag der CDU-Rats-


fraktion das Thema

Umsetzung der Änderungen der Gemeindeordnung


für die Aktuelle Stunde zugelassen zu haben.


Weitere Themenvorschläge lagen nicht vor.

Vertreter der SPD-Ratsfraktion, der CDU-Ratsfraktion und der Ratsfraktion DIE GRÜNEN diskutieren die Änderungen der Gemeindeordnung im Hinblick auf den Erlaß einer neuen Hauptsatzung für die Landeshauptstadt Kiel und die Durchführung von Einwohnerversammlungen.

5. Genehmigung der Tagesordnung


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung recht-


zeitig zugestellt worden ist.

Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehörigen Nachtragstagesordnungen sind jeweils mit einer Zusammenstellung am 16. September 1991 übersandt und heute auf den Tisch gelegt worden.


Die Zusammenstellungen sind diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet.


aus der Magistratssitzung vomm 18. September 1991 haben sich folgende Ände-


rungen ergeben:


Öffentliche Sitzung

Punkt 22 - Teillandschaftsplan Russee-Drachensee            - Drs. 360 -






- im Magistrat zurückgestellt -

Punkt 23 - Straßenbenennung und Umbenennung                 - Drs. 583 -






hier: "Pankowweg und Treptowweg






- im Magistrat zurückgestellt -

Punkt 31 - Ansiedlung von Fachmärkten                       - Drs. 484 -






- im Magistrat zurückgezogen -


Nichtöffentliche Sitzung

Punkt 1  - Vermietung von Wohnraum an                       - Drs. 511 -






Sozialhilfeempfänger






- im Magistrat zurückgezogen -


Diese Punkte stehen damit nicht zur Beratung an.

Stadtpräsident   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß es sich bei allen nachge​reichten Anträgen und Vorlagen um dringende Angelegenheiten handelt.

Die Ratsversammlung stimmt der Dringlichkeit in allen Fällen einstimmig mit mehr als 2/3 der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Ratsversammlung zu.


Stadtpräsident   R e y e r   (SPD) schlägt vor, die Tagesordnungspunkte


8. i) und
8. j) gemeinsam zu behandeln sowie Punkt 32 - Drs. 581 - vorzu-


ziehen und bei der Beratung des Nachtragshaushalts zu behandeln.


Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.


Weitere Anträge zur Tagesordnung:


Stadtrat
S c h i r m e r   (SPD) zieht Punkt 28 der Öffentlichen Sitzung


- Drs. 573 - zurück.


Die Tagesordnung in der nun vorliegenden geänderten Form wird einstimmig


genehmigt.

6. Mitteilungen der Stadtpräsidentin


a) Termine für die Sitzungen der Ratsversammlung            - Drs. 590 -



im Jahr 1992



Hierzu liegt folgende Mitteilung vor:

Aufgrund der Beratungen im Ältestenrat teile ich Ihnen die Termine für die Sitzungen der Ratsversammlung im Jahr 1992 mit:



16. Januar 1992

20. Februar 1992 19. März 1992 30. April 1992 21. Mai 1992



11. Juni 1992



22. Juni 1992 - Festsitzung Kulturpreisverleihung



20. August 1992

17. September 1992 - voraussichtlich Beratung des Nachtragshaushaltes 1992

22. Oktober 1992 12. November 1992 



10./11. Dezember 1992 - Haushaltsberatung 1993

Die Sitzungen beginnen jeweils um 15.00 Uhr; sollte die Tagesordnung am Einladungstag nicht erledigt werden können, wird die Sitzung am nächsten Tag um 14.00 Uhr fortgesetzt.

Die Haushaltsberatungen am 10. und 11. Dezember 1992 sind ganztags und beginnen an beiden Tagen um 9.00 Uhr.



Kenntnis genommen


b) Mitteilungen der Stadtpräsidentin

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Vorlage "Be​schäftigungsprojekt Naturnahe Stadtbegrünung", die in der Sitzung der Ratsversammlung am 13. Juni 1991 vertagt worden ist, in die Tagesordnung der Ratsversammlung am 10. Oktober 1991 aufgenommen wird.

Der Ältestenrat hat einvernehmlich festgestellt, daß durch Beschluß der Ratsversammlung vertagte Tagesordnungspunkte in jedem Fall wieder in die Tagesordnung der jeweils nächsten Sitzung aufgenommen werden müssen, auch wenn bekannt ist, daß sich die Vorlage in Überarbeitung befindet.



Kenntnis genommen

7. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

a) Erlaß des Innenministers des Landes                      - Drs. 540 -



Schleswig-Holstein zum Stellenplan 1991



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Hauptamtes ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

b) Schulsituation, Schulkindergarten und                    - Drs. 558 -



Schülerzahlen an der Grundschule Russee



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Amtes für Schulwesen ist in der dieser Niederschrift vor​gehefteten Kurzniederschrift enthalten.

c) Entscheidung des Bundesministers der Verteidigung        - Drs. 533 -



über die Stationierung der Streitkräfte



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Amtes für Wirtschafts- und Verkehrsförderung ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

d) Ausbildungskooperation Kieler und                        - Drs. 554 -



Stralsunder Betriebe



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Amtes für Wirtschafts- und Verkehrsförderung ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

8. Anträge der Fraktion 

a) Änderung der Landesbauordnung:                           - Drs. 591 -



Überlegungen zur Reform der Stellplatz-Verordnung



in Schleswig-Holstein



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Die Landesregierung wird aufgefordert, bei der Änderung der Landesbau​ordnung die folgenden Aspekte zu berücksichtigen und entsprechend den Stellplatz-Erlaß zu ändern. In der Landesbauordnung und der Stellplatz​Verordnung in Schleswig-Holstein ist detailliert geregelt, in welchem Umfang Investoren bei Baumaßnahmen jeglicher Art auch Stellplätze anbie​ten müssen. Die heute gültigen Verordnungen orientieren sich sehr stark an den Notwendigkeiten des privaten Pkw-Verkehrs.

Es gibt inzwischen einen breiten Konsens, daß die großen Städte im Auto​verkehr zu ersticken drohen. Ein großzügiges Angebot an Parkplätzen macht Autofahren im Vergleich zur Benutzung des Fahrrades oder des ÖPNV attraktiv. Es ist deshalb erforderlich, die Schleswig-Holsteinische Lan​desbauordnung und Stellplatz-Verordnung aus einer veränderten verkehrs​politischen Sichtweise heraus zu überarbeiten.

Die Verordnung regelt mit Richtzahlen, wie viele Stellplätze Investoren nachweisen müssen. (Dieser Nachweis muß erbracht werden, unabhängig da​von, ob Stellplätze im öffentlichen Straßenraum nutzbar sind.) § 48 der Landesbauordnung zwingt die Kommunen, die Einhaltung der Stellplatzver​ordnung zu überwachen und Ablösesummen zur Herstellung von Stellplätzen zu vereinnahmen. Es ergeben sich im Grundsatz drei Forderungen:



1. Keine Dauerparkplätze in der Innenstadt:

Die Stellplatz-Verordnung nimmt keine Rücksicht darauf, ob ein Bau​vorhaben in der Innenstadt oder am Stadtrand erstellt wird. Die Stadt Kiel hat in den letzten Jahren die Dauerparkplätze im öffentlichen Straßenraum in der Innenstadt reduziert. Diese Parkraumpolitik wird konterkariert, wenn weiterhin private Investoren auf ihrem Gelände Dauerparkplätze nachweisen müssen. Die Stellplatz-Verordnung müßte es deswegen ermöglichen, in der Innenstadt von Investoren nur Besucher​parkplätze, aber keine Dauerparkplätze zu verlangen. Statt dessen könnten Investoren entweder sich über einen langen Zeitraum zum Er​werb von Supertickets verpflichten oder den Betrag, der sonst für Parkplätze abgelöst werden müßte, zweckgebunden an die Stadt Kiel für Baumaßnahmen zur Beschleunigung des ÖPNV zur Verfügung stellen.



2. Niedrigere Richtzahlen im Einzelfall

Die Verordnung erzwingt in jedem Falle einen Mindestbedarf an Stell​plätzen, die im Einzelfall zu hoch erscheinen.




Beispiele: 

- In eng bebauten Altstadtquartieren ist es sinnvoll, für jede neue Wohnung auch einen Stellplatz zu verlangen. In Stadtrandgebieten sind weniger Stellplätze in vielen Fällen ausreichend.

- Es gibt in der Kieler Innenstadt zwar wenige Parkplätze im öffent​lichen Straßenraum, aber ein Überangebot an Parkplätzen in Parkhäu​sern mit der Konsequenz, daß Kurzzeitparker an Dauerparker langfri​stig vermietet werden.

Die Stellplatz-Verordnung sollte deshalb niedrigere Mindestrichtzah​len (z. B. 1 Stellplatz für 2 Wohnungen) vorschreiben und der Kommune mehr Entscheidungsspielraum geben. Auch hier wäre es sinnvoll, statt der Stellplätze von Investoren Beiträge für ÖPNV-Investitionen zu fordern. Entsprechend müßten diese Regelungen Eingang in den § 48 der



Landesbauordnung finden.


3. Fahrradabstellanlagen

Investoren sollten auch verpflichtet werden können, überdachte und attraktive Fahrradabstellanlagen einzurichten.

Es ist kein Naturgesetz, daß der Autoverkehr in Kiel immer weiter zu​nimmt. Verkehrspolitisch hat in einer Stadt wie Kiel die Förderung anderer Verkehrsmittel absolute Priorität. Deshalb muß die Schleswig​Holsteinische Landesbauordnung und Stellplatz-Verordnung den aktuel​len verkehrspolitischen Notwendigkeiten angepaßt werden.

Ratsherr   T e w e s   (CDU) beantragt namens seiner Fraktion Überwei-


sung in den Bauausschuß.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) beantragt darüber


hinaus Überweisung in den Wirtschaftsausschuß.


Beschluß über die Geschäftsordnungsanträge: - mit Mehrheit -

b) Nachwahl im Ausschuß für Kieler Woche und                - Drs. 548 ​Städtefreundschaften


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:


Für das aus dem Ausschuß für Kieler Woche und Städtefreundschaften aus-


geschiedene Bürgerliche Mitglied Renate Kempe wird




Herr Tilmann Weiherich

Ahlmannstraße 18, 2300 Kiel 1,


als Bürgerliches Mitglied in den Ausschuß für Kieler Woche und Städte-


freundschaften gewählt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

c) Situation alleinstehender Wohnungsloser in Kiel          - Drs. 549 


​hier: Einrichtung einer Arbeitsgruppe


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion

1. Zur Erörterung der Situation alleinstehender Wohnungsloser in Kiel sowie zur Erarbeitung von konkreten Problemlösungen wird eine Ar​beitsgruppe gebildet.


2. Dieser Arbeitsgruppe sollen angehören: 

Vertreter/-innen der Ratsfraktionen, des Liegenschaftsamtes, des Woh​nungsamtes, des ASD sowie der Kieler Stadtmission.

Ratsfrau   K r a b b e n h ö f t   (SPD) beantragt Überweisung in den


Sozialausschuß.


Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: - mit Mehrheit -

d) Nachwahl im Ortsbeirat Wellsee/Kronsburg/Rönne           - Drs. 582 


​Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:


Für das ausscheidende Mitglied




Frau Helga Helmig




Kieler Kamp 83, 2300 Kiel 14,


wird

Herr Armin Sickelkow, Stauffenbergring 53, 2300 Kiel 14


in den og. Ortsbeirat gewählt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

e) Umbesetzung von Ausschüssen                              - Drs. 593 


​Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor: Finanzausschuß:


Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Arne Wulff wird Ratsherr


Gerd Rogacki 3. Vertreter im Finanzausschuß.


Ausschuß für Kieler Woche und Städtefreundschaften:

Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Jörn Gerdau wird Ratsherr Rainer Tschorn Mitglied im Ausschuß für Kieler Woche und Städtefreundschaften.


Kulturausschuß:


Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Jörn Gerdau wird Ratsherr


Dr. Dietrich Graner 3. Vertreter im Kulturausschuß.


Kriegsopfer- und Behindertenausschuß:


Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Arne Wulff wird Ratsherrin Helga


Helmig Mitglied im Kriegsopfer- und Behindertenausschuß.


Ordnungsausschuß:


Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Jörn Gerdau wird Ratsherrin Helga


Helmig Mitglied im Ordnungsausschuß.


Anstelle von Ratsherrin Helga Helmig wird Ratsherr Arno Witt 3. Vertre-


ter im Ordnungsausschuß.


Ratsherr Rainer Tschorn wird ordentliches Mitglied.


Personalausschuß:


Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Jörn Gerdau wird Ratsherr Bernhard


Krumrey 1. Vertreter im Personalausschuß.


Rechnungsprüfungsausschuß:


Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Jörn Gerdau wird Stellver. Stadtrat


Johannes Wunder 2. Vertreter im Rechnungsprüfungsausschuß.


Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Arne Wulff wird Stadtrat Jens Moriz


3. Vertreter im Rechnungsprüfungsausschuß.


Schulausschuß:


Ratsherrin Helga Helmig wird ordentliches Mitglied.


Sozialausschuß:


Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Arne Wulff wird das Bürgerliche


Mitglied Jörg Jaehnike 2. Vertreter im Sozialausschuß.


Ratsherrin Helga Helmig wird ordentliches Mitglied.


Sportausschuß:


Anstelle von Ratsherr Reimer Tewes wird Ratsherr Rainer Tschorn stell-


vertretender Vorsitzender im Sportausschuß.


Anstelle von Ratsherr Rainer Tschorn wird Ratsherr Reimer Tewes


3. Vertreter im Sportausschuß.


Umweltausschuß:

Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Jörn Gerdau wird Stadtrat Jens Moriz 1. Vertreter im Umweltausschuß.


Ausschuß für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte:


Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Jörn Gerdau wird Ratsherr Gerd

Rogacki Mitglied im Ausschuß für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte.


Wohnungsausschuß:


Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Jörn Gerdau wird Ratsherr Jürgen


Gebhardt 2. Vertreter im Wohnungsausschuß.

Zur Umbesetzung des Rechnungsprüfungsausschusses beantragt die CDU-Frak​tion folgende Änderung:


Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Jörn Gerdau wird Ratsherr Reimer


Tewes 2. Vertreter im Rechnungsprüfungsausschuß.


Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Arne Wulff wird Ratsherr Rainer


Tschorn 3. Vertreter im Rechnungsprüfungsausschuß.


Beschluß einschl. der Änderung des Antragstextes: - einstimmig -

f) Umbesetzung in den Aufsichtsräten                        - Drs. 594 


​Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:


KSS:


Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Arne Wulff wird Ratsherr Bernhard


Krumrey Mitglied im Aufsichtsrat der KSS.


Kieler Seefischmarkt:


Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Jörn Gerdau wird Ratsherr Gerd


Rogacki Mitglied im Aufsichtsrat des Kieler Seefischmarktes.


Anstelle von Ratsherr Gerd Rogacki wird Ratsherrin Ingrid Potjans


Vertreterin im Aufsichtsrat des Kieler Seefischmarktes.


KWG:


Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Arne Wulff wird Ratsherr Rainer


Tschorn Ersatzmitglied im Aufsichtsrat der KWG.


KVAG:

Für Stadtrat Günter Schmidt-Brodersen, der als entsandtes Mitglied nachgerückt ist, wird neues Ersatzmitglied Bürgermeister Dr. Heinrich Möllenhoff.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

g) Umbesetzung im Präsidium der Ratsversammlung             - Drs. 595 ​


hier: 2. stellvertretender Schriftführer


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:


Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Arne Wulff wird Ratsherr Rainer


Tschorn Mitglied im og. Sonderausschuß.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

h) Umbesetzung im Sonderausschuß zur Überarbeitung          - Drs. 596 ​


und Neufassung der Zuständigkeitsordnung und


der Geschäftsordnung für die Ratsversammlung


und die Ortsbeiräte


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:


Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Arne Wulff wird Ratsherr Rainer


Tschorn Mitglied im og. Sonderausschuß.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

i) Aktualisierung der Rahmenvereinbarungen                  - Drs. 589 


​mit Tallinn und Gdynia


Hierzu liegt folgender Antrag  der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

1. Die Rahmenvereinbarung der Stadt Tallinn mit Kiel über die Städte​partnerschaft wird überarbeitet und, nachdem sie der aktuellen Lage angepaßt wurde, erneut abgeschlossen.

Unabhängig von der Überarbeitung des Vertrages werden sofort alle Möglichkeiten zu einer engeren wirtschaftlichen und kulturellen Zu​sammenarbeit der Städte Kiel und Tallinn ausgeschöpft.

2. Die Rahmenvereinbarung zwischen Gdynia und Kiel wird mit den jetzt demokratisch gewählten Stadtvertretern der Stadt Gdynia neu abge​schlossen.

Dieser Punkt wird gemeinsam mit dem Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN


- Top 8. j), Drs. 597 - beraten.


Es findet eine Aussprache statt.

Ratsfrau   K r a b b e n h ö f t   (SPD) beantragt, Drs. 589 in den Aus​schuß für Kieler Woche und Städtefreundschaften zu überweisen.


Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: - mit Mehrheit -


Beschluß über Drs. 597: siehe dort

j) Bericht über die Beziehungen der Landeshauptstadt        - Drs. 597 ​


Kiel zu ihren Partnerstädten und über weitere


Auslandskontakte


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Der Magistrat wird gebeten, der Ratsversammlung einen Bericht über die Beziehungen der Landeshauptstadt Kiel zu ihren Partnerstädten und über weitere Auslandskontakte vorzulegen. Der Bericht soll insbesondere Aus​kunft geben über:

- die Entwicklung der Beziehungen/Zusammenarbeitsprojekte in den vergan​genen zwei Jahren, aufgeschlüsselt nach Partnerstädten und anderen Auslandskontakten;

- Auflistung der in den vergangenen zwei Jahren durchgeführten bzw. ge​planten Zusammenarbeitsprojekte, aufgeschlüsselt nach Partnerstädten und anderen Auslandskontakten;

- Auflistung, Vorbereitung, Durchführung und Aufarbeitung der jeweiligen Reisen von Mitgliedern des Magistrats und der sonstigen Verwaltung, aufgeschlüsselt nach Partnerstädten und anderen Auslandskontakten;

- Planungen zur weiteren Fortführung, Intensivierung und Ausgestaltung der Beziehungen der Landeshauptstadt Kiel zu ihren Partnerstädten und anderer Auslandskontakte.


Dieser Punkt wird gemeinsam mit dem Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion


- TOP 8 i) - Drs. 589 - beraten.


Es findet eine Aussprache statt.

Beschluß: Nach Antrag - einstimmig ​Beschluß über Drs. 589: siehe dort

k) Wohnnutzung des Gebäudes Sternwartenweg 5                - Drs. 598 


​Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Das Amt für Wohnungsbau wird gebeten zu prüfen, ob sich das Gebäude Sternwartenweg 5 im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus sanieren läßt.

Ratsherr   S i l z   (SPD) beantragt Überweisung in den Wohnungsaus-


schuß.


Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: - mit Mehrheit -

l) Großversuch: Autostopp Holtenauer Hochbrücke             - Drs. 599 


​Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Die Ratsversammlung der Stadt Kiel fordert die Firmen, Behörden und Dienststellen, deren Mitarbeiter vom "Engpaß Holtenauer Hochbrücke" betroffen sind, auf, ihren ArbeitnehmerInnen den Umstieg auf den Öf​fentlichen Personennahverkehr und das Fahrrad zu erleichtern, indem

a) betroffene ArbeitnehmerInnen, die sich verpflichten, für den Zeit​raum des Abrisses und Neubaus der Holtenauer Hochbrücke für den Hin- und Rückweg zur Arbeitsstätte den Bus zu benutzen, ganz oder teilweise die Kosten für das Superticket erstattet werden;



b) FahrradfahrerInnen ein entsprechender Anreiz geboten wird.

2. Die Betriebs- und Personalräte der hier angesprochenen Richtungen werden in besonderer Weise aufgefordert, sich für diesen "Autostopp" einzusetzen.

3. Die Verwaltung wird beauftragt, ein Konzept zu entwickeln, wie der motorisierte Individualverkehr über den Kanal durch natur- und men​schenschonendere Fortbewegungsformen teilweise ersetzt werden kann. Dazu sind folgende Möglichkeiten zu prüfen:



- Vorrang für Busse,



- Einsatz einer weiteren Pendelfähre über den Kanal,



- verstärkter Einsatz der entsprechenden Buslinien,



- Einsatz von Fahrradbussen, um FahrradfahrerInnen das Überqueren




der Brücke zu erleichtern,



- evtl. Einsatz von Kleinbussen



- evtl. Einsatz von liniengebundenen "Kanal-Billig-Tickets",



- die wissenschaftliche Begleitung des "Großversuchs".


Beschluß:  A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

m) Kinderbeauftragte/r in Kiel                              - Drs. 600 ​


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:


1. Die Verwaltung wird beauftragt, Vorschläge zu erarbeiten, wie ein

Kinderbeauftragter/eine Kinderbeauftragte bzw. ein Kinderbüro in Kiel tätig werden könnte.

2. Die Ratsversammlung und die entsprechenden Ausschüsse sind darüber zu informieren,

a) wo es in verschiedenen Kreisen und Gemeinden Schleswig-Holsteins Kinderbeauftragte bzw. Anlaufstellen für Kinder gibt;

b) mit welchen Kompetenzen finanzieller, personeller und rechtlicher Art diese Institutionen ausgestattet sind.

Diese Informationen sind um einige ausgewählte Beispiele aus dem



Bundesgebiet zu ergänzen.

Stellungnahmen verschiedener Verbände und Vereine, die sich mit Kin​der- und Jugendfragen befassen, sind zu diesem Thema einzuholen und



bekanntzugeben.

3. Sollten sich aus den Informationen verschiedene Modelle zur Einrich​tung einer Anlaufstelle für Kinder ergeben, sind diese in haushalts​und stellenplantechnisch verwendbarer Form zu beschreiben.

Stadtrat Raupach (SPD) beantragt Überweisung in den Jugendhilfeausschuß. Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: - mit Mehrheit -

n) Ausschuß-Umbesetzung Umweltausschuß                      - Drs. 601 ​


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:


Für das ausscheidende Mitglied Ralf Schmitt im Umweltausschuß


wird




Herr Helmut Schreiber




Adolfplatz 9




2300 Kiel 1


als ordentliches Mitglied in den Umweltausschuß gewählt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

o) Strukturhilfe
                                       - Drs. 602 -

Hierzu liegt folgender  Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor: Bundesfinanzminister Waigel will das Strukturhilfegesetz einseitig auf​kündigen und damit den gültigen Rechtsanspruch aus Ausgleichszahlungen für finanzschwache Bundesländer und Kommunen beseitigen.

Die Landeshauptstadt Kiel protestiert mit Entschiedenheit sowohl gegen Inhalt als auch gegen das Verfahren, gleichsam über Nacht die Struktur​hilfe einzukassieren.

Das Strukturhilfegesetz soll finanzschwachen Kommunen und Regionen beim Anschluß an strukturstarke Regionen in der Bundesrepublik helfen. Das Gesetz ist auf 10 Jahre angelegt, Laufzeit also noch bis 1998. Die Strukturhilfemittel waren auch als Ersatz für die Beteiligung des Bundes an den Sozialhilfekosten - dem Sprengsatz der kommunalen Haushalte - ge​dacht. In der Stadt Kiel sind u. a. dies jährlich 250 Mio DM. Bis heute lehnt die Bundesregierung die Beteiligung an der Sozialhilfe ab.

Der geplante Wegfall der Strukturhilfemittel bedroht Projekte wie Sanie​rungen Hörn, Neumühlen-Dietrichsdorf, Technologie- und Forschungszen​trum, Energieprogramm sowie Maßnahmen des Umweltschutzes, der Abwasser​beseitigung und der Erschließung von Gewerbegebieten. Begonnene Projekte wären in Frage gestellt, Investitionsruinen drohen.

Die Entwicklung unseres Haushaltes zeigt: die Eingriffe der Bundesregie​rung in die kommunalen Finanzen haben zu schweren Einbußen geführt, die aus eigener Kraft nicht mehr wettgemacht werden können. Steuerreformen für Spitzenverdiener, Reduzierung der Städtebauförderung und die jetzt geplante Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer führen in das finanzielle Aus schon jetzt strukturschwacher Gemeinden.

Für die Stadt Kiel bedeuten die Steuerreformen einen Einnahmeverlust in Höhe von über 50 Mio DM. Wenn die Bundesregierung jetzt auch noch ihre Pläne zur Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer wahr macht, dann ist das nicht nur ein erneuter Einnahmeverlust in Höhe von 18 Mio DM, sondern bedeutet einen Eingriff in die ohnehin arg gebeutelte kommunale Finanz​autonomie.

Mit dem Einkassieren der Strukturhilfemittel soll die Unternehmenssteu-

erreform und die Reduzierung der Vermögenssteuer finanziert werden. Die Stadt Kiel warnt vor dieser Umverteilung von unten nach oben. Sie wird in den Kommunen zu unlösbaren Problemen führen.

Die Kommunen wissen um die Verantwortung gegenüber den neuen Bundeslän​dern, daher beteiligen sie sich am Fonds Deutsche Einheit. Im Vergleich zu seiner Finanzkraft liegt das Land Schleswig-Holstein mit Hilfslei​stungen an Mecklenburg-Vorpommern ganz vorn im Bundesvergleich. Auch da​ran sind die Kommunen indirekt beteiligt.

Für die neuen Bundesländer muß ein eigenes Strukturprogramm aufgelegt werden, das im Laufe mehrerer Jahre in die westdeutsche Strukturhilfe integriert werden sollte. Jeder andere Weg wird den Schwachen schaden, ohne den Schwächsten zu nützen.

Die Landeshauptstadt Kiel appelliert daher an die Bundesregierung, ihre Pläne zur Abschaffung des Strukturhilfegesetzes fallenzulassen.



Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

9. Betreff: 1. Nachtragshaushaltssatzung der Landeshauptstadt   - Drs. 585 




​Kiel für das Haushaltsjahr 1991


Berichterstatter: Bürgermeister Dr. Möllenhoff


Antrag:

1. Nachtragshaushaltssatzung der Landeshauptstadt Kiel für das Haushalts-



jahr 1991

Aufgrund des § 80 der Gemeindeordnung wird nach Beschluß der Ratsversamm​lung vom              und mit Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde fol​gende Nachtragshaushaltssatzung erlassen:

§ 1


Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden





und damit der Gesamt​erhöht    vermindert
betrag des Haushaltsplanes-






um

  um
einschl. der Nachträge     

gegenüber        nunmehr bisher       festgesetzt 

auf






DM

  DM

  DM
 DM     


1. im Verwaltungshaushalt



die Einnahmen




908.569.100



die Ausgaben




933.615.400


2. im Vermögenshaushalt



die Einnahmen




196.591.300



die Ausgaben




196.591.300








§ 2


Es werden neu festgesetzt:


1. Der Gesamtbetrag der Kredite für



Investitionen und Investitionsför-



derungsmaßnahmen von bisher 64.063.800 DM auf

  DM,


2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächti-



gungen von bisher 53.392.400 DM auf


  DM,

3. der Höchstbetrag der Kassenkredite von

bisher 120.000.000 DM auf                                         DM.

Die kommunalaufsichtliche Genehmigung wurde am                erteilt.

Ratsherr   D i t t r i c h   (DIE GRÜNEN) beantragt, im Verwaltungshaushalt den Ansatz von 18.700 DM bei der HHSt. 001.700 - Erstattung von Geschäfts​ausgaben an die Fraktionen - zu streichen.

Beschluß: Abgelehnt mit Mehrheit



- bei 2 Ja-Stimmen -

HHSt. 882.000.930 - Kieler Wohnungsbaugesellschaft mbH





Kapitalerhöhung





Streichung des Ansatzes von 1.883.000 DM im





1. Nachtragshaushalt





sowie des Ansatzes von 377.000 DM im Kernhaushalt

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

HHSt. 621.000.3253 - Förderung des Wohnungsbaues






von öffentlichen wirtschaftlichen Unternehmen






- Kommunaldarlehen -






Streichung des Ansatzes von 2.260.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

An der Beratung und Beschlußfassung dieser beiden Anträge haben die ge​wählten Aufsichtsratsmitglieder KWG sowie die dort Beschäftigten nicht teilgenommen.

Weitere Anträge der CDU-Fraktion:

HHSt. 21.271.941 - Grund- und Hauptschulen




Lärmschutzfenster für die Fröbelschule




Neuer Ansatz von 725.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

HHSt. NEU !
Versorgung und Verkehr Kiel

Zahlung für Mehraufwendungen aufgrund von Attraktivitätssteigerungen bei der KVAG




- Westringlinie




Neuer Ansatz von 400.000 DM




- Kombischiff




Neuer Ansatz von 100.000 DM

Die gewählten Aufsichtsratmitglieder der VVK und KVAG sowie die dort Be​schäftigten nehmen an der Beratung und Beschlußfassung nicht teil.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Stellvertr. Stadtrat   Dr.   H a a s   (SPD) beantragt namens seiner Frak​tion:

Die HHSt. 791.712 - Technologiedreieck in der Kernregion - erhält den Vermerk "Freigabe durch den Wirtschaftsausschuß"

Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

Ratsherr   K r u m r e y   (CDU) beantragt namens seiner Fraktion folgende Mittel in den Haushalt einzustellen:

Einbau einer EDV-Anlage für den Kartenverkauf im Theater

331.066.360 Vom Bund                                300.000 DM

331.066.361 Vom Land                                 50.000 DM


331.066.964 Einbau einer EDV-Anlage

Theater          gesamt                 700.000 DM davon Nachtrag                          445.000 DM VE                                      245.700 DM

Der Vermerk "Freigabe durch den Kulturausschuß" wird aufgehoben. Beschluß: Nach Antrag - einstimmig bei einer Enthaltung -


Antrag der CDU-Fraktion:


HHSt. 130.025.940 - Öffentliche Feuerwehren

Neubau des Feuerwehrhauses für die FF Kiel-Mitte und einer


Abschnittsführungsstelle


Neuer Ansatz von 300.000 DM


sowie Aufnahme einer VE von 3.385.000 DM


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) ruft nun den Punkt 32 - Aufhebung der Haushaltssperre bei den Zuschüssen an die Kieler Flughafengesell- 


schaft mbH - auf.


Beschluß: siehe auf der nachgehefteten Drs. 581

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt sodann über den Gesamthaushalt - einschließlich der vorab beratenen Änderungen und Ergänzungen - abstim​men.

Beschluß über die 1. Nachtragshaushaltssatzung - Verwaltungshaushalt:


Nach Antrag - mit Mehrheit -

Beschluß über die 1. Nachtragshaushaltssatzung - Vermögenshaushalt:


Nach Antrag - mit Mehrheit -

Bürgermeister   Dr.   M ö l l e n h o f f   (CDU) verliest die Haushalts​satzung.

Beschluß über den Nachtragswirtschaftsplan der Hafen- und Verkehrsbetriebe für das Wirtschaftsjahr 1991: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt nun über die "1. Nachtragshaus​haltssatzung der Landeshauptstadt Kiel für das Haushaltsjahr 1991" ein​schließlich der beschlossenen Änderungen und Ergänzungen abstimmen.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

10. Betreff: Haushaltsunterabschnitt 795 - Stadtjubiläum        - Drs. 584 ​Verpflichtungen zu Lasten des Haushaltsjahres 1992


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag: Es wird zugestimmt, daß bei den nachfolgend aufgeführten Haushalts​stellen zu Lasten des Haushaltsjahres 1992 in folgender Höhe Ver​pflichtungen eingegangen werden dürfen:



795.4     Personalkosten                            65.000



795.5911  Historische Ausstellungen                 40.000

795.5912  Kunstausstellung im Kulturviertel        140.000 795.5915  Windjammerparade "Sail 92"               200.000 795.5917  Brandtaucher-Ausstellung                  45.000 795.5918  Stadtgeschichtliche Arbeitsgruppen         9.000 795.7172  Zuschuß zum Bundesvolkstanzstreffen       30.000 795.7175  Zuschüsse für jubiläumsbezogene Projekte  15.000

Die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen sind im Nachtragshaushalt 

1991 zu schaffen. Die eingesetzten Beträge ergeben sich aus dem er​sten Gespräch zwischen Oberbürgermeister und Kämmerer am 03.09.1991.



Das Kämmerei- und Steueramt hat diese Vorlage mitgezeichnet.

Der Ausschuß für Kieler Woche und Städtefreundschaften hat sich in seiner Sitzung am 17.09.1991 mit der Vorlage befaßt.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

11. Betreff: Namensgebung für das ehemalige Arbeitsamtsgebäude   - Drs. 547 



​Wilhelmplatz: Stephan-Heinzel-Haus


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag: Das ehemalige Arbeitsamtsgebäude am Wilhelmplatz - z. Z. 


Sozialzen​trum Mitte - erhält den Namen "Stephan-Heinzel-Haus".


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

12. Betreff: Genehmigung von Entscheidungen des                  - Drs. 586 ​Oberbürgermeisters gemäß   82 GO


Berichterstatter: Bürgermeister Dr. Möllenhoff

Antrag: Den in der anliegenden Liste aufgeführten Entscheidungen gemäß 



§ 82 GO in Höhe von insgesamt 80.932,90 DM wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

13. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle      - Drs. 564 ​



675.6793 - Sonstige innere Kostenerstattungen


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag: Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 650.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 675.6793 - Sonstige inne​re Kostenerstattungen -

Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher Hö​he bei der Haushaltsstelle 72.1691 - Sonstige innere Kostenerstat​tungen -


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff: Erneuerung der Heizungsanlage Preetzer Straße 30    - Drs. 565 ​b



hier: Überplanmäßige Ausgabe


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag: Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 8.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 675.034.940 - Erneuerung der Heizungsanlage Preetzer Straße 30 b -.

Die Mehrausgaben werden durch gleichhohe Minderausgaben bei der Haushaltsstelle 675.000.9352 - Technische Arbeitsgeräte, Werkzeu​ge - gedeckt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

15. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der                      - Drs. 566 ​Haushaltsstelle 72.550 - Pflege




und Unterhaltung von Kraftfahrzeugen


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag: Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 20.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 72.550 - Pflege und Unter​haltung von Kraftfahrzeugen -

Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher Hö​he bei der Haushaltsstelle 72.131 - Alterlöse -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

16. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle      - Drs. 564 



​72.6763 - Sonstige innere Kostenerstattungen


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag: Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 20.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 72.550 - Pflege und Unter​haltung von Kraftfahrzeugen -

Die Mehraugaben werden gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 72.131 - Alterlöse -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle      - Drs. 546 



​08/562 - Aus- und Fortbildung, Umschulung -


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag: Bei der Haushaltsstelle 08/562 - Aus- und Fortbildung, Umschulung ​wird einer sofortigen überplanmäßigen Ausgabe bis zur Höhe von 30.000,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen in Höhe von

30.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 900/01 - Gemeindeanteil an der Einkommensteuer -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

18. Betreff: Einrichtung eines EDV-Raumes an den                 - Drs. 559 



​Beruflichen Schulen am Schützenpark -




Bau und Nahrung


Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer

Antrag: Zugestimmt wird der sofortigen Leistung einer überplanmäßigen Aus​gabe in Höhe von 75.200 DM bei der Haushaltsstelle 24.000.9355



- Lehrmittel für den Fachunterricht -.



Der Betrag wird gedeckt durch außerplanmäßige Einnahmen bei den neu

einzurichtenden Haushaltsstellen 24.000.361 - Vom Land - in Höhe von
50.000 DM und 27.000.345 - Erlöse aus der Veräußerung eines

Schulbusses - in Höhe von 13.200 DM sowie Sperrung eines Betrages von
12.000 DM bei der Haushaltsstelle 22.092.941 - Herrichtung NW-



Raum in der Theodor-Storm-Realschule -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

19. Betreff: Änderung der Stiftungssatzung für die               - Drs. 560 ​"Zusammengelegten Stiftungen - Vermächtnis

des Kaufmanns Theodor Wille u.a." vom 23.07.76


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer

Antrag: Der beigefügten 1. Nachtragssatzung zur Stiftungssatzung für die "Zusammengelegten Stiftungen - Vermächtnis des Kaufmannes Theodor Wille u. a." wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

20. Betreff: Außerplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle     - Drs. 575 ​



700.154.951-Stadtentwässerung;




Entwässerungsanlagen im Gebiet Petersburger Weg -

Hamburger Baum - 1.Bauabschnitt; hier:Genehmigung einer Eilentscheidung 

des Oberbürgermeisters



Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Folgende Eilentscheidung des Oberbürgermeisters nach § 82 Abs. 1



S. 3 GO vom
22.07.1991 wird genehmigt:

Bei der Haushaltsstelle 700.154.951 - Stadtentwässerung; Entwässe​rungsanlagen im Gebiet Petersburger Weg - Hamburger Baum; 1. Bauab​schnitt - wird einer sofortigen außerplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 300.000,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben bei den



Haushaltsstellen



700.125.951 - Entwässerungsanlagen im

Stadtteil Russee, 2. Bauab-








schnitt mit
                70.000,-- DM



700.181.951 - Sanierung/Neubau des Haupt-








sammlers Kiel in Bülk mit            230.000,-- DM









zusammen       300.000,-- DM


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff: Klärwerk Kiel/Bülk
                 - Drs. 576 -




hier: Landwirtschaftliche Verwertung des







Klärschlamms im Herbst 1991;




Außerplanmäßige Ausgabe


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: 1. Der Abfuhr von ca. 4.000 bis 5.000 m3 entwässertem Klärschlamm

von der Kläranlage Kiel/Bülk auf landwirtschaftliche Flächen in Schleswig-Holstein im Herbst d. J. wird zugestimmt.



2. Einer außerplanmäßigen Ausgabe bei der neu einzurichtenden Haus-

haltsstelle 700.628 - Stadtentwässerung; landwirtschaftliche Klärschlammverwertung - in Höhe von 390.000,00 DM wird zuge​stimmt. Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben bei den Haushaltsstellen

700.572 - Sonstige Verbrauchsmittel - in Höhe von 300.000,00 DM und





700.676 - An private Unternehmen - in Höhe von 90.000,00 DM.

Der Umweltausschuß berät über die Vorlage in seiner Sitzung am 10.09.1991. Das Ergebnis wird in der Sitzung mitgeteilt.


Der Bauausschuß hat dem Antrag in seiner Sitzumg am 05.09.1991 zugestimmt.


Ratsherr

V o i g t   (DIE GRÜNEN) bittet um schriftliche Mitteilung über


a) die Untersuchung anderer chlorierter Kohlenwasserstoffe


b) das Anreichnungsverhalten dieser Stoffe.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit - bei 4 Enthaltungen

22. Betreff: Teillandschaftsplan Russee-Drachensee               - Drs. 360 -


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Den Aussagen des während der Sitzung aushängenden Teillandschafts​planes in Verbindung mit dem beigefügten Maßnahmenkatalog (Anla​ge 1) wird zugestimmt.


Beschluß: Zurückgestellt

23. Betreff: Straßenbenennung und Umbenennung                    - Drs. 583 


​hier: "Pankowweg" und "Treptowweg"


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: a) Die bisherige Stichstraße - Am Blöcken" 69 - 75 sowie die sich anschließende neue Straße erhalten die Bezeichnung

"Pankowweg";

b) die bisherige Stichstraße "Redderkamp" 21 - 23 f sowie die sich anschließende neue Straße erhalten die Bezeichnung

"Treptowweg".


Beschluß: Zurückgestellt

24. Betreff: Bebauungsplan Nr. 821 für das Baugebiet             - Drs. 569 ​



Kiel-Pries,nordwestlich Grüffkamp zwischen




Koppelberg und Friedrichsorter Straße und

Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 702 -teilweise-


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: a) Für das Baugebiet Kiel-Pries, nordwestlich Grüffkamp zwischen Koppelberg und Friedrichsorter Straße wird der Bebauungsplan Nr. 821 aufgestellt. Das Gebiet ist in dem beigefügten Über​sichtsplan gekennzeichnet.

b) Gleichzeitig wird aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 702 für das Baugebiet, Kiel-Pries, Friedrichsorter Straße, Fördestraße, Koppelberg, östlich der Grundstücke Koppelberg 4

und Grüffkamp 1 a, Achterwurth, südlich der Grundstücke Fried​richsorter Straße 47 bis 67 ein räumlicher Teilbereich zwischen Friedrichsorter Straße, Koppelberg und Grüffkamp entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan aufgehoben.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

25. Betreff: Bebauungsplan Nr.777 b für das Baugebiet            - Drs. 570 



​Kiel-Wellingdorf, zwischen Schwentine,

Verlängerung des Langenkampweges Richtung Schwentine, Wischhofstraße, Straße

"Am Seefischmarkt" und nördlich des Weges hinter den Grundstücken Schönberger Straße 

22 bis 34 (Ergänzung des Aufstellungsbeschlusses)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: a) Der Bebauungsplan Nr. 777 für das Baugebiet Kiel-Wellingdorf,

zwischen der Schwentine, der Straße "An der Holsatiamühle", Schönberger Straße und Wischhofstraße wird in die Bebauungspläne Nr. 777 a für das Baugebiet Kiel-Wellingdorf, zwischen der Schwentine und Wischhofstraße, westlich der Verlängerung des Langenkampweges Richtung Schwentine sowie Nr. 777 b für das Bau​gebiet Kiel-Wellingdorf, zwischen der Schwentine, Verlängerung des Langenkampweges Richtung Schwentine, Wischhofstraße, Straße "Am Seefischmarkt" und nördlich des Weges hinter den Grundstük​ken Schönberger Straße 22 bis 34 unterteilt.

b) Der Aufstellungsbeschluß der Ratsversammlung vom 16./17.11.1989 für den Bebauungsplan Nr. 777 mit dem Baugebiet Kiel-Welling​dorf, zwischen der Schwentine, der Straße "An der Holsatiamüh​le", Schönberger Straße und Wischhofstraße wird für den Bebau​ungsplan Nr. 777 b mit dem Baugebiet Kiel-Wellingdorf, zwischen der Schwentine, Verlängerung des Langenkampweges Richtung Schwentine, Wischhofstraße, Straße "Am Seefischmarkt" und nörd​lich des Weges hinter den Grundstücken Schönberger Straße 22 bis 34 sachlich ergänzt. Ein Übersichtsplan ist als Anlage beige​fügt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

26. Betreff: Veränderungssperre Nr. 43 für einen Teilbereich     - Drs. 571 ​



des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes

Nr. 777 b für das Baugebiet Kiel-Wellingdorf, zwischen Schwentine, Verlängerung des Langenkampweges Richtung Schwentine, Wischhofstr.,Straße "Am Seefischmarkt" und nördlich des        Weges hinter den Grundstücken Schönberger         Straße 22 bis 34


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die beigefügte Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die Verände​rungssperre Nr. 43 für einen Teilbereich des im Verfahren befindli​chen Bebauungsplanes Nr. 777 b für das Baugebiet Kiel-Wellingdorf, zwischen der Schwentine, Verlängerung des Langenkampweges Richtung Schwentine, Wischhofstraße, Straße "Am Seefischmarkt" und nördlich des Weges hinter den Grundstücken Schönberger Straße 22 bis 34 wird entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan beschlossen. Ein Übersichtsplan ist als Anlage beigefügt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

27. Betreff: Erhaltungssatzung für das Gebiet in Kiel-Mitte,     - Drs. 572 ​Gutenbergstraße, Christian-Kruse-Straße, Krausstraße,Schweffelstraße (Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Gebiet in Kiel-Mitte, Gutenbergstraße, Christian-Kruse-

Straße, Krausstraße, Schweffelstraße wird die Aufstellung einer Er​haltungssatzung gem. § 172 Abs. 1 Nr. 1 Baugesetzbuch beschlossen.



Das Gebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekennzeichnet.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

28. Betreff: Erhaltungssatzung für das Gebiet Kiel-Mitte,        - Drs. 573 



​Metzstraße zwischen Eckernförder Straße und




Hasseldieksdammer Weg sowie die Querstraßen




zum Westring (Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Gebiet in Kiel-Mitte, Metzstraße zwischen Eckernförder

Straße und Hasseldieksdammer Weg sowie die Querstraßen zum Westring wird die Aufstellung einer Erhaltungssatzung gem. § 172 Abs. 1

Nr. 1 Baugesetzbuch beschlossen. Das Gebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekennzeichnet.


Zurückgezogen

29. Betreff: Satzung über Werbeanlagen und Warenautomaten        - Drs. 574 



​in der Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Es wird die beigefügte Satzung gemäß § 82 Abs. 1 Nr. 1 und 2 sowie Abs. 2 Landesbauordnung, bestehend aus Text und Plan, für das nach​stehend genannte Gebiet beschlossen: Östliche Seite der Holtenauer Straße ab Einmündung Mittelstraße/Lehmberg, Dreiecksplatz, Preußer​straße bis einschließlich Holtenauer Straße 2-4 (Merkur-Haus) und auf der östlichen Seite einschl. Grundstück Nr. 6, Brunswiker Stra​ße bis Koldingstraße und auf der südlichen Seite, westlich der Bau​straße, Bergstraße, Philosophengang, östlicher Teil der Brunswiker Straße ab Nr. 23, Dahlmannstraße, Schloßgarten, Burgstraße, Egger​stedtstraße, östliche Seite bis Wall, Wall bis Schuhmacherstraße, Kaistraße, Hafenstraße, nördliche Seite der Fabrikstraße, Andreas​Gayk-Straße, Stresemannplatz, Kaistraße, "Hauptbahnhof", Sophien​blatt, Ringstraße, Königsweg, Schülperbaum, Walkerdamm, Spritzen​gang, Europaplatz, Treppenstraße, "Rathaus", Rathausstraße, Fleet​hörn, Lorenzendamm, Bergstraße, Muhliusstraße Nr. 36, 37 und 38, Dreiecksplatz, Holtenauer Straße, westliche Seite bis Einmündung Mittelstraße/Lehmberg.

Der Bauausschuß hat dem Antrag in seiner Sitzung am 05.09.1991, der Wirt-


schaftsausschuß in seiner Sitzung am 29.08.1991

Die Ratsversammlung folgt der Anregung von Ratsherrn   D i t t r i c h  

(DIE GRÜNEN), zu prüfen, ob die Satzung für alle Unterzentren (Stadtteile) gelten kann.

Nach durchgeführter Prüfung erfolgt die weitere Beratung im Bauausschuß.


Beschluß einschl. der vorgetragenen Ergänzung: 


mit Änderung - mit Mehrheit - bei 4 Enthaltungen

30. Betreff: Überdachung der oberen Holstenstraße                - Drs. 578 -


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Einer gläsernen Überdachung der oberen Holstenstraße wird unter



folgenden Bedingungen grundsätzlich zugestimmt:

- Entfernung der Werbung und Zulassung einer neuen Werbung nach ab​gestimmtem, einheitlichem Konzept,

- Rückbau bzw. Ersatz der optisch massiven Vordächer durch klein​teiligere Glaskonstruktionen,

- Neuregelung der Warenauslagen- und Sondernutzungsrechte auf öf​fentlicher Fläche im Ladenvorfeld


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

31. Betreff: Ansiedlung von Fachmärkten                          - Drs. 484 -


Berichterstatter: Herr Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge,







Herr Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: In folgenden Bereichen soll die Ansiedlung von Fachmärkten mit

nicht innenstadtrelevanten Sortimenten auf der Grundlage von Um​weltverträglichkeitsprüfungen, die der Fachplanung oder der Baulei​tung voranzustellen sind, untersucht werden:

1. Kreuzungsbereich Mühlenwegtrasse (B 76 neu)/Kronshagener Weg, östlich der B 76 neu



2. Nördlich des Gewerbegebietes Steekberg, am Steenbeker Weg


Zurückgezogen

32. Betreff: Aufhebung der Haushaltssperre bei den Zuschüssen   - Drs. 581 -




an die Kieler Flughafengesellschaft mbH


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer

Antrag: Die durch Beschluß der Ratsversammlung vom 18./19.04.1991 verfügte zehnprozentige Haushaltssperre wird für folgende Ansätze des Haus​haltsplans 1991 augehoben:



- 823.715 - Kieler Flughafengesellschaft mbH/





Betriebszuschuß - Ansatz 105.000,-- DM -.

- 823.000.985 - Kieler Flughafengesellschaft mbH/ Investitionszuschuß - Ansatz 266.600,-- DM -.



- Endgültige Beschlußfassung durch die Ratsversammlung -

An der Beratung und Beschlußfassung nimmt das gewählte Aufsichtsratsmit​glied
Dr.   K i r s c h n i k   (CDU) nicht teil.


Beschluß:

Nach Antrag - mit Mehrheit-

33. Betreff: Kieler Hafenentgelts-Ordnung                        - Drs. 562 -


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick


Antrag: Dem beigefügten Entwurf der 2. Nachtragsordnung zur Kieler Hafen-





entgelts-Ordnung (Anlage 1) wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

34. Betreff: Vorschlag für die Bestellung des Abschlußprüfers    - Drs. 563 





​für die Prüfung des Jahresabschlusses der






Hafen- und Verkehrsbetriebe 1991


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Für die Jahresabschlußprüfung der Hafen- und Verkehrsbetriebe 1991 wird dem Landesrechnungshof Schleswig-Holstein die Wirtschaftsprü​fersozietät Dr. Pröving, Meggers, Römer, Beyer - Wirtschaftsprü​fer/Steuerberater - vorgeschlagen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

35. Kleine Anfragen 

a) Situation im Kuckucksweg 5                               - Drs. 592 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Wieviele Personen halten sich zur Zeit im Wohnlager Kuckucksweg 5 auf?

2. Ist es nach Abschluß der Tätigkeit des Sonderausschusses zu weiteren Verunreinigungen der Umwelt gekommen?




a) Wenn ja, konnte festgestellt werden, durch wen?

b) Wer hat etwaige Verunreinigungen beseitigt und auf wessen Veranla​gung?

3. a) Welche Kosten hat der Kuckucksweg 5 nach Abschluß der Tätigkeit des Sonderausschusses in persönlicher und sächlicher Hinsicht ver​ursacht?

b) Wie stellt sich der derzeitige Verfahrensstand hinsichtlich des Kuckucksweg 5 dar?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

b) Arbeitsbedingungen der Kreiselternbeiräte                - Drs. 604 -



Kieler Schulen



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. In welchem Maße ist das Amt für Schulwesen oder ein anderes Amt zu​ständig und verpflichtet, den Kreiselternbeiräten für deren Arbeit Unterstützung technisch-organisatorischer Art zu geben?

2. Welche technischen und finanziellen Mittel stehen dem Kreiselternbei​rat für seine Arbeit zur Verfügung, und ist der Magistrat der Auffas​sung, daß diese Mittel für die Arbeit der Eltern ausreichend sind?

3. Ist es in diesem Zusammenhang zu Konflikten zwischen Kreiselternbei​räten und zuständigen Ämtern gekommen?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

c) Gutachterliche Anmerkungen zum Häusler-Konzept           - Drs. 605 -



"Heischer Tal"



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Wer ist Auftraggeber der "Gutachterlichen Anmerkungen zum Häusler Konzept 'Heischer Tal'"?

2. Auf wessen Veranlassung wurden die gutachterlichen Anmerkungen auf der Umweltausschuß-Sitzung am 13.08.1991 den Ausschußunterlagen bei​gefügt?

3. a) Wie hoch waren die Honorarkosten für die "gutachterlichen






Anmerkungen"? und




b) liegen diese Honorarkosten im üblichen Rahmen?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

d) Autonomes Mädchenhaus - Hilfestellung der                - Drs. 606 -



Stadt bei der Wohnungssuche



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Hat sich der Verein "Lotta e.V." in den vergangenen 10 Wochen wegen der Anmietung oder des Ankaufs geeigneter Räumlichkeiten an zuständi​ge Ämter gewandt?

2. Wenn ja, inwieweit ist der Initiative dann Hilfestellung bei der An​mietung bzw. Ankauf zuteil geworden:

3. Ist die alte Warmbadeanstalt in der Wikingerstr. 6 der Initiative "Autonomes Mädchenhaus" des Vereins "Lotta e. V." zur Besichtigung angeboten worden? Wenn nein, warum nicht?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

37. Betreff: Unentgeltliche Überlassung von Räumlichkeiten       - Drs. 607 




​im Hause der Gesundheit, Fleethörn 18-24


Berichterstatter: Stadtrat Schroedter

Antrag: Der kostenlosen Überlassung des Raumes 17 im Erdgeschoß des Hauses Fleethörn 18-24 an Vereine, Organisationen und Verbände, die ko​stenlos im Bereiche des Gesundheitswesens für die Bürger tätig sind, wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

38. Betreff:  Genhmigung von überplanmäßigen Ausgaben             - Drs. 612 ​Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:  Folgenden überplanmäßigen Ausgaben wird zugestimmt:

4070/653 - Öffentliche Bekanntmachungen               400,-- DM 4600/570 - Kindergärten - Beköstigungsmittel       20.000,-- DM 4680/571 - Arzneimittel, Verbandstoffe, Heil-,


Deinfektions- u. Körperpflegemittel      1.500,-- DM 654 - Reisekosten, Wegstreckenentschädigung    4.000,-- DM




4686/530 - Mieten
7.100,-- DM




4688/416 - Sonstige Beschäftigungsentgelte
10.000,-- DM








530 - Mieten für Gebäude und einzelne Räume
 400,-- DM




470/7020 - An verschiedene Verbände 









Förderung von Altentagesstätten
50.000,-- DM




475/7013 - Allgemeine Förderung von Jugendver- 









bänden und Jugendgemeinschaften
1.700,-- DM

7017 - An die AW für Kindergarten Wikinger- 









bummel
15.100,-- DM







7038 - An AW für Mädchen- u. Frauentreff
5.000,-- DM






50/624 - Abgabe von Desinfektionsmitteln
5.000,-- DM

Diese Mehrausgaben sollen gedeckt werden durch Mehreinnahmen/Min​derausgaben bei den Haushaltsstellen:




4070/140 - Aus Vermietung und Verpachtung
5.300,-- DM 

1671 - Teilnehmerbeiträge von Stralsunder









Kindern und Jugendlichen
23.500,-- DM




4072/174 - Kostenersatz vom Arbeitsamt
5.800,-- DM

45/1610 - Vom Land für Hilfeempfänger ohne ge-









wöhnlichehn Aufenthalt
26.500,-- DM 

171 - Zuweisungen für laufende Zwecke vom 









Land
3.900,-- DM




4600/140 - Aus Vermietung
 600,-- DM 

530 - Mieten für Grundstücke, Gebäude und 









einzelne Räume
18.000,-- DM




4680/140 - Aus Vermietung und Verpachtung
15.000,-- DM




475/7044 - Lotta e.V.
12.600,-- DM





50/7007 - "donna klara"
9.000,-- DM


Beschluß:

 Nach Antrag - einstimmig -

39. Verschiedenes


Stadtrat


D i e k e l m a n n   (CDU) berichtet über die Fahrt des Magi-

strats nach Stralsund. Es folgt eine kontroverse Debatte mit Mitgliedern der SPD-Ratsfraktion über die Nicht-Paraphierung der Rahmenvereinbarung mit der Partnerstadt.


Weitere Wortmeldungen liegt nicht vor.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am 10. Oktober 1991 stattfindet.



Stadtpräsidentin
          1. Schriftführerin         2. Schriftführerin

Protokollführer
1. Stellv.



Schriftführer

